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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit (20. Ausschuß) 


zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/3089 — 


zur Großen Anfrage der Abgeordneten Repnik, Dr. Pinger, Dr. Laufs, Rühe, 

Dr. Hüsch, Schreiber, Graf von Waldburg-Zeil, Sauter (Epfendorf), Feilcke, 

Frau Fischer, Hedrich, Höffkes, Dr. Kunz (Weiden), Lamers, Dr. Pohlmeier, 
Herkenrath, Echternach, Kraus, Bayha, Hanz (Dahlen), Frau Augustin, Borchert, 
Dr. Lammert, Sauter (Ichenhausen), Schmidbauer, Dr. Olderog, Hornung, 
Schartz (Trier), Schulze (Berlin), Weiß, Schwarz, Eylmann, Werner, Susset, 

Bohl, Schneider (Idar-Oberstein), Brunner, Dr.-Ing. Kansy, Clemens, Magin, 

Dr. Schwörer, Sauer (Stuttgart), Dr. Stercken, Pfeffermann, Frau Rönsch, 

Dr. Schroeder (Freiburg), Seehofer, Niegel, Dr. Bugl, Michels, Boroffka, Frau 
Geiger, Frau Hoffmann (Soltau), Carstensen (Nordstrand), Dr. Hoffacker, 

Frau Dempwolf, Seesing, Deres, Müller (Wadern), von Hammerstein, Eigen, 
Wilz, Rossmanith, Dr. Faltlhauser, Lintner, Frau Dr. Wisniewski, von Schmude, 
Ehrbar, Louven, Keller, Dr. Czaja, Wissmann, Hinrichs, Hauser (Esslingen), 
Spilker und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Dr. Rumpf, 
Schäfer (Mainz) und der Fraktion der FDP 
— Drucksachen 10/1824, 10/2405 — 


Die Erhaltung und Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen in der Dritten Welt 


A. Problem 

Die Bundesregierung soll die Forderungen, den Schutz der 
natürlichen Ressourcen als einen Schwerpunkt der Entwick- 
lungszusammenarbeit zu behandeln, das Umweltbewußtsein 
in Industrieländern und Entwicklungsländern zu stärken und 
zu international abgestimmten Lösungen zum Schutz der Um- 
welt zu kommen, durch ein Bündel von Maßnahmen in ihrer 
bilateralen und multilateralen Entwicklungszusammenarbeit, 
in ihrer Außenwirtschaftspolitik und auf internationaler 
Ebene verwirklichen. 
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B. Lösung 

Ablehnung des Entschließungsantrags, 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

wurden im Ausschuß nicht erörtert. 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Entschließungsantrag — Drucksache 10/3089 — wird abgelehnt. 

Bonn, den 16. Oktober 1985 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Dr. Holtz Repnik Schanz 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht der Abgeordneten Repnik und Schanz 


I. Beratungsablauf 

Der Deutsche Bundestag überwies den Antrag in 
seiner 130. Sitzung am 29. März 1985 an den Aus- 
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Dieser 
beriet ihn am 2. Oktober 1985. 


II. Wesentlicher Inhalt des Antrags 

Zur Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
in der Dritten Welt werden der Schutz der natürli- 
chen Ressourcen als Schwerpunkt der Entwick- 
lungszusammenarbeit der Bundesregierung, die 
Stärkung des Umweltbewußtseins in Industrie- und 
Entwicklungsländern und international abge- 
stimmte Lösungen zum Schutz der Umwelt für er- 
forderlich gehalten. Die Bundesregierung soll die- 
sen Notwendigkeiten Rechnung tragen 

— in ihrer Entwicklungszusammenarbeit beson- 
ders durch die Schaffung von Umweltkriterien 
und deren Einbeziehung in die bilaterale und 
multilaterale Projektarbeit, die Einbringung die- 
ser Kriterien in multilaterale Entwicklungsorga- 
nisationen und durch eine Berichterstattung 
über das Sonderenergieprogramm, 

— in ihrer sonstigen Zusammenarbeit mit der Drit- 
ten Welt besonders durch den Ausbau und die 
Verbesserung des Instrumentariums zur Förde- 
rung deutscher Privatinvestitionen in der Drit- 
ten Welt, durch die Untersagung des Exports von 
in der Bundesrepublik Deutschland verbotenen 


Pharmaka und Pflanzenschutzmitteln, durch die 
verstärkte Unterstützung der Entwicklungslän- 
der bei der Schaffung von Gen-Banken für Saat- 
gut und durch die verstärkte institutioneile Hilfe 
für die Entwicklungsländer bei der Ausarbei- 
tung wirksamer Umweltschutzgesetze und der 
Schaffung von Prüfungsmöglichkeiten für um- 
weltrelevante Produkte, 

— auf internationaler Ebene, besonders internatio- 
nalen Konferenzen. 


III. Beratung im Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit 

Der Ausschuß beschloß mit Mehrheit, die Ableh- 
nung des Antrags zu empfehlen. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP sprachen 
sich gegen den Antrag aus, weil er weitgehend 
überholt und damit gegenstandslos geworden sei, 
denn die Bundesregierung habe die meisten seiner 
Forderungen bereits erfüllt oder sei dabei, sie zu 
erfüllen. Dies gelte beispielsweise für die Forderun- 
gen, den Schutz der natürlichen Ressourcen als 
Schwerpunktthema der Entwicklungszusammenar- 
beit zu behandeln, das Umweltbewußtsein zu stär- 
ken, Umweltkriterien zu erarbeiten und in der Pro- 
jektarbeit zu berücksichtigen, herkömmliche, um- 
weltverträgliche Sozial- und Produktionsbedingun- 
gen in die Projektarbeit einzubeziehen, das Sonder- 
energieprogramm auszuwerten und umzusetzen, 
die angepaßte Agrarforschung verstärkt zu fördern, 
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institutioneile Hilfe für die Erarbeitung wirksamer 
Umweltschutzgesetze und Prüfungsmöglichkeiten 
in den Entwicklungsländern zu leisten und zur 
Schaffung von Gen-Banken für Saatgut beizutra- 
gen. 

Die Fraktion der SPD hielt den Antrag demgegen- 
über nach wie vor für notwendig, um einmal das 
durch die Große Anfrage der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP und die Diskussion darüber ge- 
weckte öffentliche Interesse an diesen Fragen zu 
verstärken und um zum anderen Tendenzen der 
Bundesregierung entgegenzuwirken, Projekte zum 
Schutz der natürlichen Ressourcen im weitesten 
Sinne zugunsten von weniger vorrangigen Projek- 
ten zurückzustellen. Diese Tendenz habe sich in 
den letzten Jahren beispielsweise in der Zusam- 
menarbeit mit den Philippinen, Indonesien, Paki- 
stan, der Dominikanischen Republik und Simbabwe 
gezeigt; hier seien anstelle von geplanten Projekten 
des Ressourcenschutzes und der dezentralisierten 
ländlichen Entwicklung im weitesten Sinne Pro- 
jekte zur Erstellung eines Fernschreibnetzes, zur 
Stromübertragung, zur zentralen Stromgewinnung 
und zur Flugsicherung vereinbart worden. 


Die Bundesregierung bestritt diese Tendenz und 
empfahl eine differenziertere Betrachtungsweise. 
Für einen Staat wie etwa Indonesien, dessen 
Staatsgebiet auf eine Vielzahl von Inseln verteilt ist, 
sei ein ausreichend wirksames Kommunikationssy- 
stem die entscheidende Grundvoraussetzung für je- 
des staatliche Handeln überhaupt und habe damit 
eine besonders hohe Priorität. Gesehen werden 
müßten auch die Gegenbeispiele, etwa der Verzicht 
auf Infrastrukturmaßnahmen im Sudan zugunsten 
von Vorhaben zur ländlichen Entwicklung und zur 
Wiederansiedlung von Bauern. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN stimmte dem Antrag 
zu, da er wegen der weitgehenden Untätigkeit der 
Bundesregierung auf diesem Gebiet notwendig sei. 
Während besonders auch die Forderung zur Steue- 
rung deutscher Privatinvestitionen in der Dritten 
Welt zu begrüßen sei, müsse bedauert werden, daß 
der Antrag nicht auf das Problem der weiteren Inte- 
gration der Entwicklungsländer der Weltwirtschaft 
eingehe, die besonders vom IWF und der Weltbank 
gefordert werde und zu einer Exportorientierung 
der Wirtschaft anstelle der wünschenswerten Aus- 
richtung auf die Binnenmarktentwicklung führe. 


Bonn, den 16. Oktober 1985 


Repnik Schanz 

Berichterstatter 
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